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314/J 1';. n fra :g e 

der i.bgeordnoten Dr. P f e j. f, e r und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen~ 

betreffend die Handhabung des Bosatzungsschädongesetzos. 

-Q-.-.-
Die Finanzlandesdirektion für TTion, Niederc5sterreich und Burgenland 

hat llnträge, von Besat zungsgGschädigten,. di 0 vor dem 2707.1955 die ö sterrei

chischo Staatsbürgerschaft orwo:r:ben haben, in unrichtiger l~uslegung des § 3 

(1) Z.; 2 ades Besatzungsschädengesotzos abgelehnt~ Sinn und Zweck des 

letzten Halbsatzes dieser.Gesetzesstellc j.st es abor, jene ehemaligen 

deutschen staatsangehörigen, die im Zeitpunkte dos Inkrafttr0.tens des 

staatsvertrages östorreichische Staatsbürger waren, ebenso, wie die 1 ... 1 t

österreicher, zu behandeln. Diese J.l.uffassung wird auch von der l.l.bteilung 16 

dos Finanzministeriums getoilt, doch war bis vor kurzem der in Aussicht 

gosteilte aufklärende Erlass an die Finanzlandesdirektion noch nicht 

hinausgegangen. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundes

minister für Finanten die 

llnf""age: 

1. 1,",'urden die Finanzlandesdirektionen inzwischen angm-dcs'e,n, die 

erwähnten Neuösterreicher eb ens 0 wie die 1...1 tösterr8icher zu behandeln? 

2. Vurdo die Bundesentschädigungskommissi0n gemäss § 20 des 

Bcsatzungsschädengeset zes errichtet? I":enn nicht, ist der Herr Minister 

bereit, für die eheste Bestellung der Bundesentschädigungskommission zu 

sorgen, damit die Geschädigten zu ihrem Rechte kommen? 
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